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Deutschen Gesellschaft für Öffentliche Gesundheit & Bevölkerungsmedizin (DGÖGB) 

Stellungnahme 

06.11.2023 

 

zum geplanten Bundesinstitut für Prävention und Aufklärung in der Medizin (BIPAM) 

 

Der Bundesgesundheitsminister hat am 04.10.2023 die Errichtung eines neuen 

Bundesinstituts für Prävention und Aufklärung in der Medizin, kurz BIPAM, verkündet. Diese 

Vorhaben hat weitreichende bundesweite Auswirkungen und stellt faktisch eine Neuordnung 

der öffentlichen Gesundheit in Deutschland dar. Es beinhaltet die Auflösung der 

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BzgA) sowie die Ausgliederung der Abteilung 

"Epidemiologie und Gesundheitsmonitoring" aus dem Robert Koch-Institut (RKI) und ihre 

Integration in das neu geschaffene BIPAM. Das Hauptaugenmerk des BIPAM soll 

ausschließlich auf nicht-übertragbaren Erkrankungen liegen, wie Krebs, kardiovaskulären 

Erkrankungen, sowie mentale Gesundheit, bevölkerungsmedizinischer Forschung und 

Kommunikation. 

Diese Vorgehensweise unterscheidet Deutschland von anderen westlichen Ländern, da 

nationale Institutionen für öffentliche Gesundheit in der Regel keine Unterscheidung zwischen 

übertragbaren und nicht-übertragbaren Erkrankungen treffen. 

Die Deutsche Gesellschaft für Öffentliche Gesundheit und Bevölkerungsmedizin 
(DGÖGB) erkennt in den Plänen des Bundesgesundheitsministeriums (BMG) erhebliche 

Risiken und Schwächen: 

• Die geplante Aufteilung der Kompetenzen auf zwei separate Institute (RKI für 

Infektionskrankheiten, BIPAM für nichtübertragbare Krankheiten) führt zu einer 

weiteren Fragmentierung im föderal organisierten Gesundheitssystem. Dies kann die 

Stärkung der öffentlichen Gesundheit gefährden, wie es die Lancet Commission on 

synergies between universal health coverage, health security, and health promotion 

betont. 

• Die Zerschlagung des international hoch angesehenen RKI und die damit verbundene 

Gefährdung seiner internationalen Vernetzung führt dazu, dass die Aufgaben und 

Verantwortlichkeiten des RKI auf nur wenige Erkrankungen reduziert wird und das 

Risiko einer Schwächung relevanter und etablierter Strukturen im Gesundheitsschutz 

und Krisenmanagement führt. 
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• Es fehlt zukünftig eine ressort-übergreifende Institution für Öffentliche Gesundheit auf 

Bundesebene. 2007 hatte das RKI diese Rolle vom Bundestag übertragen bekommen. 

• Die bisherigen Ausführungen zur Arbeit des BIPAM spiegelt einen veralteten 

Präventionsansatz wider, der die heutige partizipative und diverse Bevölkerung nicht 

berücksichtigt. 

• Es fehlt die klare politische Unabhängigkeit des BIPAM, sowie des RKI, vom 

Bundesgesundheitsministerium, was die wissenschaftlich-medizinische 

Glaubwürdigkeit der bevölkerungsmedizinischen Institutionen in Frage stellt. 

 

Die Gründung des Bundesinstituts bietet die einmalige Chance, die wegweisenden 

Entscheidungen der Gesundheitsministerkonferenz von 2018 auf Bundesebene zu vollenden 

und die historisch bedingte bevölkerungsmedizinische Lücke im Forschungs- und 

Versorgungssystem in Deutschland zu schließen. 

 

Die DGÖGB empfiehlt, dass das BIPAM 

• in seiner nationalen Ausrichtung auf globale Herausforderungen erweitert werden 

sollte, wie beispielsweise den rasanten Klimawandel und die damit einhergehenden 

gesundheitlichen Anpassungen sowie den demographischen Wandel und 

Urbanisierung, 

• seine klare politische Unabhängigkeit vom Bundesgesundheitsministerium herstellt, da 

sonst die wissenschaftliche Glaubwürdigkeit der Institution und die Grundlage für 

bevölkerungsmedizinische Forschung in Zusammenarbeit mit Universitäten in Frage 

gestellt ist, 

• zukünftig epidemiologische Forschung intensiviert, mit Auswertung und Erhebung von 

Daten der unterschiedlichen Ebene zum Gesundheitszustand der Bevölkerung, um 

politische und strategische Entscheidungen auf der Ebene des Bundes, der Länder 

und der Kommune vorzubereiten, 

• nach den Empfehlungen der GMK 2018 und des Sachverständigenrat in seinem 

diesjährigen Gutachten zur "Resilienz im Gesundheitswesen“ seine Aktivitäten in der 

Gesundheitsförderung an den Bedürfnissen und Lebensrealitäten der Bevölkerung 

ausrichtet und dazu beiträgt, die dazu notwendigen Strukturen zwischen den Akteuren 

auf den unterschiedlichen Ebenen, insbesondere zwischen Bund und Ländern, 

herzustellen, 
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• gesunde Lebensverhältnisse durch eine auf unsere vielfältige und diverse Bevölkerung 

zugeschnittene gesundheitliche Kommunikation und Kompetenzförderung schafft und 

dazu zwingend kommunalen Akteure im Bereich der Öffentlichen Gesundheit und 

Anwendern der Bevölkerungsmedizin einbindet, 

• alle Akteure, die die bestehenden Versorgungslücken heute kompensieren, 

miteinander vernetzt und ihre Arbeit evidenzbasiert verstetigt und 

• Fragmentierungen zwischen den verschiedenen Institutionen auf der Bundesebene 

zwingend vermeidet und systematisch adressiert um Ineffizienz, Doppelstrukturen oder 

Missverständnisse zu verhindern. 

 

Die DGÖGB erwartet, dass die (weitere) Errichtung eines neuen Bundesinstituts transparent 

erfolgt und auf aktuellem wissenschaftlich-bevölkerungsmedizinischem Kenntnisstand basiert. 

 

Die DGÖGB, als Fachgesellschaft für Öffentliche Gesundheit und Bevölkerungsmedizin, steht 

bereit, konstruktiv an diesem Prozess mitzuwirken. 


